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BETREFF  Änderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung (AEAO) 
   

   BEZUG  TOP 6 der Sitzung AO I/2018; 
TOP 13.1 bis 13.4, 13.7 bis 13.9 der Sitzung AO II/2018; 
BMF-Schreiben vom 6. Juni 2018 - IV A 4 - S 0062/12/10001-04 -; 
BMF-Schreiben vom 13. Juli 2018 - IV A 3 - S 0342/09/10001-24 -; 
TOP I/16 der Sitzung KSt/GewSt II/2018; 
TOP 18.1 bis 18.6 der Sitzung AO IV/2018 

   GZ  IV A 3 - S 0062/18/10005 
DOK  2019/0078150 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 31. Januar 2014 (BStBl I 
S. 290), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 19. Juni 2018 (BStBl I S. 706) geändert 
worden ist, mit sofortiger Wirkung wie folgt geändert: 
 
1. Die Nummer 6 Buchstaben a und b des AEAO zu § 18 werden wie folgt gefasst: 
 

„a) Ist für alle inländischen Beteiligten ein gemeinsamer Treuhänder oder eine 
andere die Interessen der inländischen Beteiligten vertretende Person bestellt, ist 
das Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk der Treuhänder oder die andere 
Person ansässig ist. Sowohl eine Bevollmächtigung i.S.d. § 80 AO als auch eine 
Empfangsbevollmächtigung i.S.d. § 183 AO reichen für sich allein für die 
Annahme einer die Interessen der inländischen Beteiligten vertretenden Person 
i.S.d. Satzes 1 nicht aus. Bei späterer Änderung der Treuhand- oder Vertretungs-
verhältnisse tritt ein Zuständigkeitswechsel nicht ein, solange mindestens ein 
Beteiligter durch den bisherigen Treuhänder oder Vertreter vertreten bleibt. 
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Seite 2  b)  Ist eine Bestimmung der Zuständigkeit nach Buchstabe a nicht möglich, ist das 

Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk die Beteiligten mit den höchsten Anteilen 
ansässig sind. Hierbei sind nur unmittelbare Beteiligungsverhältnisse zu berück-
sichtigen. Bei Änderung der Beteiligungsverhältnisse tritt ein Zuständigkeits-
wechsel nicht ein, solange mindestens ein Beteiligter im Bezirk des Finanzamts 
ansässig ist.“ 

 
2. Die Nummer 5 des AEAO zu § 19 wird wie folgt gefasst: 
 

„5. Das Vermögen i.S.d. § 19 Abs. 2 Satz 1 AO bestimmt sich nach § 121 BewG, 
aber abweichend von § 121 Nr. 4 BewG unabhängig von der Höhe der prozen-
tualen Beteiligung an der inländischen Kapitalgesellschaft. Im Fall der Betei-
ligung an einer Grundbesitz verwaltenden Personengesellschaft ist für die 
Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit die Belegenheit des Grundstücks maß-
gebend. Handelt es sich bei der Grundbesitz verwaltenden Personengesellschaft 
um eine gewerblich geprägte Personengesellschaft i.S.d. § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG, 
so richtet sich die örtliche Zuständigkeit für den beschränkt steuerpflichtigen 
Beteiligten in analoger Anwendung des § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO nach dem 
Ort der Geschäftsleitung dieser Personengesellschaft.“ 

 
3. In der Nummer 7 des AEAO zu § 30 wird der Spiegelstrich „- § 2a Abs. 1, § 2b 

Abs. 1, § 4 Abs. 5, § 6 Abs. 1 und 2 und § 9 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes über Steuer-
statistiken;“ durch den Spiegelstrich „- § 2a Abs. 1, § 2b Abs. 1, § 4 Abs. 4, § 6 Abs. 1 
und 2 und § 9 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes über Steuerstatistiken;“ ersetzt. 

 
4. In der Nummer 4 des AEAO zu § 31 wird die Angabe „(Vordruck V001)“ gestrichen. 
 
5. Der Nummer 2.1 des AEAO zu § 37 wird folgender Absatz angefügt: 
 
 „Zur Rückforderung von während des laufenden Insolvenzverfahrens ohne rechtlichen 

Grund an den Insolvenzverwalter ausbezahlten Ansprüchen aus dem Steuerschuld-
verhältnis siehe Nr. 14 des AEAO zu § 251.“ 

 
6. Nach der Nummer 2.6 des AEAO zu § 42 wird folgende neue Nummer 2.7 angefügt: 

„2.7 Die - nur für Körperschaften geltenden - Mindeststandards der Richtlinie (EU) 
2016/1164 vom 12.7.2016 (ABl. L 193 vom 19.7.2016, S. 1-14) werden durch 
§ 42 AO national erfüllt.“ 

 
7. In der Nummer 4 des AEAO zu § 46 wird die Angabe „(§ 7 Abs. 3 AsylbLG)“ durch 

die Angabe „(§ 7 Abs. 4 AsylbLG)“ ersetzt und der Satz „Die vorstehenden Sätze 
gelten entsprechend für Fälle einer Überleitung von Steuererstattungsansprüchen gem. 
§ 90 BSHG.“ gestrichen.  
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8. Der AEAO zu § 51 wird wie folgt geändert: 
 
 a) In der Nummer 7 wird im letzten Absatz der letzte Satz gestrichen. 
 
 b) Die Nummern 8 bis 10 werden wie folgt gefasst: 
 

„8. Der Ausschluss so genannter extremistischer Körperschaften von der 
Steuerbegünstigung ist in § 51 Abs. 3 AO gesetzlich geregelt. 

 
9. Die Ergänzung des § 51 AO soll klarstellen, dass eine Körperschaft nur 

dann als steuerbegünstigt behandelt werden kann, wenn sie weder nach 
ihrer Satzung und ihrer tatsächlichen Geschäftsführung Bestrebungen 
i.S.d. § 4 des BVerfSchG verfolgt noch dem Gedanken der Völker-
verständigung zuwiderhandelt. § 4 BVerfSchG ist im Zusammenhang mit 
§ 3 BVerfSchG zu lesen, der die Aufgaben der Verfassungsschutz-
behörden des Bundes und der Länder und die Voraussetzungen für ein 
Tätigwerden des Verfassungsschutzes festlegt. Die Aufgabe besteht in 
der Sammlung und Auswertung von Informationen über die in § 3 Abs. 1 
BVerfSchG erwähnten verfassungsfeindlichen Bestrebungen, die § 4 
BVerfSchG zum Teil definiert. So beinhaltet § 4 BVerfSchG im ersten 
Absatz eine Legaldefinition von Bestrebungen 

 
a)  gegen den Bestand des Bundes oder eines Landes 
 
b)  gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 
 
c)  gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung. 
 
Im zweiten Absatz des § 4 BVerfSchG werden die grundlegenden 
Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grundordnung aufgeführt. 
 
Gem. § 51 Abs. 3 Satz 1 AO ist eine Steuervergünstigung auch ausge-
schlossen, wenn die Körperschaft dem Gedanken der Völkerverstän-
digung zuwiderhandelt. Diese Regelung nimmt Bezug auf § 3 Abs. 1 
Nr. 4 BVerfSchG, der wiederum auf Artikel 9 Abs. 2 GG (gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung gerichtete Bestrebungen) sowie 
Artikel 26 Abs. 1 GG (Störung des friedlichen Zusammenlebens der 
Völker) verweist. Im Rahmen des § 51 Abs. 3 Satz 1 AO sind die 
Leistungen einer Körperschaft für das Gemeinwohl nicht im Wege einer 
Gesamtschau gegen Anhaltspunkte für eine verfassungsfeindliche tat-
sächliche Geschäftsführung abzuwägen (BFH-Urteil vom 14.3.2018, 
V R 36/16, BStBl II S. 422). 
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10.  Der Tatbestand des § 51 Abs. 3 Satz 2 AO ist nur bei solchen Organisa-
tionen erfüllt, die im Verfassungsschutzbericht des Bundes oder eines 
Landes für den zu beurteilenden Veranlagungszeitraum ausdrücklich als 
extremistisch eingestuft werden (BFH-Urteil vom 11.4.2012, I R 11/11, 
BStBl 2013 II S. 146). Die Widerlegung der Vermutung erfordert den 
vollen Beweis des Gegenteils; eine Erschütterung ist nicht ausreichend 
(BFH-Urteil vom 14.3.2018, V R 36/16, BStBl II S. 422). Hat das 
Finanzamt die Körperschaft bisher als steuerbegünstigt behandelt und 
wird später ein Verfassungsschutzbericht veröffentlicht, in dem die 
Körperschaft als extremistisch aufgeführt wird, kommt ggf. eine 
Änderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO in Betracht.“ 

 
9 . Der AEAO zu § 52 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Die Nummer 2.2 wird wie folgt gefasst: 
 

„2.2 Die Förderung von Kunst und Kultur umfasst die Bereiche der Musik, 
der Literatur, der darstellenden und bildenden Kunst und schließt die 
Förderung von kulturellen Einrichtungen, wie Theater und Museen, 
sowie von kulturellen Veranstaltungen, wie Konzerte und Kunstaus-
stellungen, ein. Zur Förderung von Kunst und Kultur gehört auch die 
Förderung der Pflege und Erhaltung von Kulturwerten. Kulturwerte 
sind Gegenstände von künstlerischer und sonstiger kultureller Bedeu-
tung, Kunstsammlungen und künstlerische Nachlässe, Bibliotheken, 
Archive sowie andere vergleichbare Einrichtungen. Das Vorführen von 
Filmen allein ist noch keine gemeinnützige Tätigkeit. Die Gemeinnüt-
zigkeit kommunaler Kinos ist jedoch zu bejahen, wenn bestimmte 
zusätzliche Kriterien erfüllt sind. Hierzu zählt, ob ein kommunaler 
Kinoverein öffentliche Zuschüsse erhält, ob er in die gesamte Kultur-
arbeit der Kommune integriert ist, ob sich das Programm inhaltlich, 
konzeptionell und formal von etwa vorhandenen gewerblichen Kinos 
am Ort unterscheidet, ob die Filme in bestimmten Sachzusammen-
hängen gezeigt und ob sie inhaltlich aufbereitet werden, z.B. durch 
begleitende Vorträge. Dabei reicht es aus, wenn ein kommunaler Kino-
verein einige der genannten Kriterien erfüllt. Auf die künstlerische 
Qualität der einzelnen gezeigten Filme kommt es nicht an.“ 
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„2.4 Vereine, deren satzungsmäßiger Zweck die Förderung der nicht-

gewerblichen Fischerei ist (Anglervereine), können unter dem 
Gesichtspunkt der Förderung des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege als gemeinnützig i.S.d. § 52 AO anerkannt werden. Ihre Tätig-
keit ist im Wesentlichen auf die einheitliche Ausrichtung und Ver-
tretung der Mitgliederinteressen bei der Hege und Pflege des Fisch-
bestandes in den Gewässern in Verbindung mit Maßnahmen zum 
Schutz und zur Reinhaltung dieser Gewässer, sowie die Erhaltung der 
Schönheit und Ursprünglichkeit der Gewässer i.S.d. Naturschutzes und 
der Landschaftspflege gerichtet. Wettfischveranstaltungen sind grund-
sätzlich als nicht mit dem Tierschutzgesetz und mit der Gemeinnützig-
keit vereinbar anzusehen. 

 
Fischen und Angeln bedarf in jedem Fall einer besonderen Geneh-
migung, für private Gewässer der des Eigentümers, für öffentliche 
Gewässer der der zuständigen öffentlichen Körperschaft (z.B. Ge-
meinde). Der Verkauf von Angelkarten durch Vereine an Vereins-
mitglieder wird im Rahmen eines steuerbegünstigten wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs (= Zweckbetrieb) durchgeführt. Der Verkauf von 
Angelkarten an Nichtmitglieder hingegen stellt einen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dar.“ 
 

 c) Die bisherigen Nummern 2.4 bis 2.6 werden die neuen Nummern 2.5 bis 2.7. 
 
 d) Der neuen Nummer 2.5 werden folgende Absätze angefügt: 
 

„Für die Gemeinnützigkeit eines Vertriebenenverbands ist es unschädlich, 
wenn er nach seiner Satzung allgemein - im Sinne einer Wiederherstellung der 
allgemeinen Gerechtigkeit - auch Zwecke wie „Wiedergutmachung des Ver-
treibungsunrechts“ oder „Rückgabe des konfiszierten Vermögens auf der Basis 
eines gerechten Ausgleichs“ fördert. Bei derartigen Formulierungen in der 
Satzung kann angenommen werden, dass sich der Verband bei seiner Betäti-
gung im Rahmen des gemeinnützigen Zwecks „Fürsorge für Vertriebene“ hält 
und die Verfolgung individueller Rechtsansprüche der Mitglieder nicht 
Satzungszweck ist. 
 
Zu beanstanden sind jedoch Formulierungen, die nach Satzungszweck z.B. mit 
„Anspruch der Volksgruppen und der einzelnen Landsleute auf Rückerstattung 
des geraubten Vermögens und die sich daraus ergebenden Entschädigungs-
ansprüche zu vertreten“ definieren. Vertriebenenverbände mit diesem oder 
einem ähnlich formulierten Satzungszweck können nicht als gemeinnützig 
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und der Selbstlosigkeit (§ 55 AO) verstoßen. 
 
Satzungszwecke wie „Wiedervereinigung mit den Vertreibungsgebieten“ oder 
„Eingliederung der Vertreibungsgebiete“ sind ebenfalls schädlich für die 
Gemeinnützigkeit eines Vertriebenenverbandes. Die Verfolgung dieser Ziele 
ist keine Förderung der Allgemeinheit, weil solche Bestrebungen im Wider-
spruch zu den völkerrechtlich verbindlichen Verträgen der Bundesrepublik 
Deutschland mit ihren östlichen Nachbarstaaten und zum Grundgesetz stehen 
(vgl. BFH-Beschluss vom 16.10.1991, I B 16/91, BFH/NV 1992 S. 505).“ 
 

 e) Nach der neuen Nummer 2.7 wird folgende neue Nummer 2.8 eingefügt: 
„2.8 Folgende Zwecke wurden als vergleichbare Zwecke i.S.d. § 52 

Abs. 2 Satz 2 AO anerkannt: 
 

 - Turnierbridge nach dem Regelwerk der World Bridge Federation 
(BFH-Urteil vom 9.2.2017, V R 70/14, BStBl II S. 1106).“ 

 
 f) Die Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„3. Internetvereine können wegen Förderung der Volksbildung als gemein-
nützig anerkannt werden, sofern ihr Zweck nicht der Förderung der 
(privat betriebenen) Datenkommunikation durch Zurverfügungstellung 
von Zugängen zu Kommunikationsnetzwerken sowie durch den Auf-
bau, die Förderung und den Unterhalt entsprechender Netze zur priva-
ten und geschäftlichen Nutzung durch die Mitglieder oder andere 
Personen dient.  

 
 Freiwilligenagenturen sind Körperschaften, die Menschen für freiwil-

liges, unentgeltliches Engagement bei steuerbegünstigten Körper-
schaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts qualifizieren und 
ihnen die entsprechenden Tätigkeiten vermitteln. Sie treten auch unter 
anderen Bezeichnungen auf, z.B. Freiwilligenzentren oder Ehrenamts-
börsen. Freiwilligenagenturen können regelmäßig wegen der Förderung 
der Bildung (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO) als gemeinnützig behandelt 
werden, weil das Schwergewicht ihrer Tätigkeit in der Aus- und Wei-
terbildung der Freiwilligen liegt. Die Vermittlung der Freiwilligen in 
das gewünschte Betätigungsfeld ist lediglich Endpunkt und Abschluss 
eines Qualifizierungsprozesses, nicht jedoch der vorrangige und über-
wiegende Tätigkeitsbereich. Erhält eine Freiwilligenagentur im Zusam-
menhang mit der Vermittlung von Freiwilligen ein Entgelt für ihre 
Leistungen, liegt ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb i.S.d. § 14 AO 
vor, der sowohl die Ausbildungsleistung als auch die Vermittlung um-
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(§ 65 AO) zu behandeln, weil das Entgelt für die Gesamtleistung - mit 
Schwergewicht bei der Ausbildung - gezahlt wird.“ 

 
 g) Nach der Nummer 3 wird folgende neue Nummer 4 eingefügt: 
 

„4. Erfinderclubs verfolgen in der Regel die Förderung von Bildung nach 
§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AO. Eine Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
wegen der Förderung der Forschung nach § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO 
ist nur dann möglich, wenn der Verein selbst forscht (Gebot der Unmit-
telbarkeit, § 57 AO). 

 
Nicht gemeinnützig ist die Förderung einer eigenen gewerblichen Tätig-
keit oder die Förderung der gewerblichen Tätigkeit der Mitglieder. Es 
ist entscheidend, dass es sich bei dem Verein nicht lediglich um einen 
Zusammenschluss von Personen handelt, die durch Erfindungen, 
Patente und ihre Verwertung persönliche Einkünfte erzielen wollen. Die 
für die Gemeinnützigkeit geforderte Selbstlosigkeit eines Erfinder-
vereins schließt zwar ein gewisses Eigeninteresse der Mitglieder an der 
Vereinstätigkeit nicht aus, allerdings verstößt die Verfolgung von vor-
wiegend eigenwirtschaftlichen Interessen gegen das Gebot der Selbst-
losigkeit nach § 55 Abs. 1 AO. An der gebotenen Selbstlosigkeit fehlt 
es, wenn der Verein nach seiner Satzung die Patentierung und Ver-
wertung von Erfindungen seiner Mitglieder fördert, sie also bei einer im 
Grundsatz gewerblichen Tätigkeit unterstützt. Dies gilt auch, wenn der 
Verein die Patente für seine Mitglieder anmeldet und hält. Unschädlich 
ist die allgemeine Information der Mitglieder, z.B. durch Lehrveranstal-
tungen oder Merkblätter zum Patentrecht.  

Bei einem Verein, der selbst forscht, ist es unschädlich für die Steuer-
begünstigung, wenn er Forschungsergebnisse zum Patent anmeldet. Er 
muss die Forschungsergebnisse aber veröffentlichen und damit der 
Allgemeinheit zugänglich machen. Erlegt die Satzung den Mitgliedern 
eine Geheimhaltungsverpflichtung auf, ist dies ein Indiz dafür, dass 
nicht die Allgemeinheit, sondern (nur oder in erster Linie) die Mit-
glieder gefördert werden sollen. 
 
Eine gemeinnützigkeitskonforme Zweckverwirklichung kann bei-
spielhaft durch folgende Maßnahmen erfolgen: 
 
-  Förderung des Wissens über den Zusammenhang zwischen 

Erfindungen, Schutzrechten und Innovationen, 
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Erfindungen, Innovationen und Patenten sowie 
 
-  Öffentlichkeitsarbeit; Durchführung von Veranstaltungen, Fort-

bildungsmaßnahmen, Vorhaben, Projekten, die den satzungs-
mäßigen Zwecken (und nicht nur Einzelnen) dienen.“ 

 h) Die bisherigen Nummern 4 bis 15 werden die neuen Nummern 5 bis 16. 
 
 i) Die neue Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„7. Ein wesentliches Element des Sports (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 21 AO) ist 
die körperliche Ertüchtigung. Motorsport fällt unter den Begriff des 
Sports (BFH-Urteil vom 29.10.1997, I R 13/97, BStBl 1998 II S. 9), 
ebenso Ballonfahren. Dagegen sind Skat (BFH-Urteil vom 17.2.2000, 
I R 108, 109/98, BFH/NV S. 1071), Bridge, Gospiel, Gotcha, Paintball, 
IPSC-Schießen und Tipp-Kick kein Sport i.S.d. Gemeinnützigkeits-
rechts. Dies gilt auch für Amateurfunk, Modellflug und Hundesport, die 
jedoch eigenständige gemeinnützige Zwecke sind (§ 52 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 23 AO). Schützenvereine können auch dann als gemeinnützig aner-
kannt werden, wenn sie nach ihrer Satzung neben dem Schießsport (als 
Hauptzweck) auch das Schützenbrauchtum (vgl. Nr. 12 des AEAO zu 
§ 52) fördern. Die Durchführung von volksfestartigen Schützenfesten 
ist kein gemeinnütziger Zweck.“ 

 
 j) In der neuen Nummer 12 wird die Angabe „(vgl. Nr. 6 des AEAO zu § 52)“ 
  durch die Angabe „(vgl. Nr. 7 des AEAO zu § 52)“ ersetzt. 
 
10. Der AEAO zu § 55 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Der Nummer 2 wird folgender Satz angefügt: 
 
  „Dies gilt nicht für Leistungen der steuerbegünstigten Einrichtung aus einem 
  steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 64 AO).“ 
 

b) Der erste Absatz der Nummer 24 wird wie folgt gefasst: 
 

 „Bei Vorstandsmitgliedern von Vereinen sind Tätigkeitsvergütungen gemein-
nützigkeitsrechtlich nur zulässig, wenn eine entsprechende Satzungsregelung 
besteht. Zu Einzelheiten bei Zahlungen an den Vorstand steuerbegünstigter 
Vereine siehe BMF-Schreiben vom 21.11.2014, BStBl I S. 1581.“ 

 
 c) Die Nummer 28 wird wie folgt gefasst: 
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 „28. Eine zeitnahe Mittelverwendung ist gegeben, wenn die Mittel 
spätestens in den auf den Zufluss folgenden zwei Kalender- oder 
Wirtschaftsjahren für die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden. Am Ende des Kalender- oder Wirtschaftsjahrs noch 
vorhandene Mittel müssen in der Bilanz oder Vermögensaufstellung der 
Körperschaft zulässigerweise dem Vermögen oder einer zulässigen 
Rücklage zugeordnet oder als im zurückliegenden Jahr zugeflossene 
Mittel, die in den folgenden zwei Jahren für die steuerbegünstigten 
Zwecke zu verwenden sind, ausgewiesen sein. Soweit Mittel nicht 
schon im Jahr des Zuflusses für die steuerbegünstigten Zwecke ver-
wendet oder zulässigerweise dem Vermögen zugeführt werden, ist ihre 
zeitnahe Verwendung nachzuweisen, zweckmäßigerweise durch eine 
Nebenrechnung (Mittelverwendungsrechnung). Der Zweck des Grund-
satzes der zeitnahen Mittelverwendung gebietet es, dass bei der Nach-
prüfung der Mittelverwendung nicht auf die einzelne Zuwendung abzu-
stellen ist, sondern auf die Gesamtheit aller zeitnah zu verwendenden 
Zuwendungen und sonstigen Einnahmen bzw. Vermögenswerte der 
Körperschaft (Saldobetrachtung bzw. Globalbetrachtung; BFH-Urteil 
vom 20.3.2017, X R 13/15, BStBl II S. 1110).“ 

 
 d) Die Nummer 30 wird gestrichen. 
 
 e) Die bisherigen Nummern 31 bis 33 werden die neuen Nummern 30 bis 32. 
 
11. Die Nummer 1 des AEAO zu § 58 wird wie folgt gefasst: 
 
 „1. Diese Ausnahmeregelung ermöglicht es, Körperschaften als steuerbegünstigt 

anzuerkennen, die andere Körperschaften fördern und dafür Spenden sammeln 
oder auf andere Art Mittel beschaffen (Mittelbeschaffungskörperschaften). Die 
Beschaffung von Mitteln muss als Satzungszweck festgelegt sein. Ein steuer-
begünstigter Zweck, für den Mittel beschafft werden sollen, muss in der 
Satzung angegeben sein. Es ist nicht erforderlich, die Körperschaften, für die 
Mittel beschafft werden sollen, in der Satzung aufzuführen. Die Körperschaft, 
für die Mittel beschafft werden, muss nur dann selbst steuerbegünstigt sein, 
wenn sie eine unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft des privaten Rechts 
ist. Werden Mittel für nicht unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaften 
beschafft, muss die Verwendung der Mittel für die steuerbegünstigten Zwecke 
ausreichend nachgewiesen werden. Weitergabefähige Mittel i.S.d. § 58 Nr. 1 
AO sind nicht nur solche, die bereits mit dem Ziel der Weitergabe beschafft 
wurden. Gemeinnützigkeitsunschädlich weitergegeben werden dürfen sämt-
liche Mittel, soweit die Satzung der hingebenden Körperschaft im Zeitpunkt 
der Weitergabe über eine entsprechende Satzungsbestimmung verfügt (Nr. 1 
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den Körperschaft insoweit identisch sind.“ 
 
12. Der erste Absatz der Nummer 4 des AEAO zu § 59 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Wird bei einer Körperschaft, die bereits nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG steuerbefreit 

war, im Rahmen der Veranlagung festgestellt, dass die Satzung nicht den Anforde-
rungen des Gemeinnützigkeitsrechts genügt, dürfen aus Vertrauensschutzgründen 
hieraus keine nachteiligen Folgerungen für die Vergangenheit gezogen werden. Die 
Körperschaft ist trotz der fehlerhaften Satzung für abgelaufene Veranlagungszeiträume 
und für das Kalenderjahr, in dem die Satzung beanstandet wird, als steuerbegünstigt zu 
behandeln. Dies gilt nicht, wenn bei der tatsächlichen Geschäftsführung gegen Vor-
schriften des Gemeinnützigkeitsrechts verstoßen wurde.“ 

 
13. Satz 1 der Nummer 1 des AEAO zu § 60a wird wie folgt gefasst: 
 
 „Das Verfahren nach § 60a AO hat die sogenannte vorläufige Bescheinigung 

abgelöst.“ 
 
14. Am Ende der Nummer 1 des AEAO zu § 61 wird folgender Absatz angefügt: 
 
 „Die satzungsmäßige Vermögensbindung nach § 55 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 i.V.m. § 61 

Abs. 1 AO ist auch erfüllt, wenn in der Satzung einer Körperschaft als Anfalls-
berechtigte eine in einem EU-/EWR-Staat ansässige juristische Person des öffent-
lichen Rechts aufgeführt wird.“ 

 
15. Der AEAO zu § 64 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Satz 3 der Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Beteiligung einer gemeinnützigen Körperschaft an einer gewerblich 

geprägten vermögensverwaltenden Personengesellschaft stellt keinen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb dar (BFH-Urteile vom 25.5.2011, I R 60/10, 
BStBl 2012 II S. 858, und vom 18.2.2016, V R 60/13, BStBl 2017 II S. 251).“ 

 
 b) In der Nummer 5 wird die Angabe „vgl. Nrn. 28 ff des AEAO zu § 64“ durch 

 die Angabe „vgl. Nrn. 31 ff. des AEAO zu § 64“ ersetzt. 
 c) Nach der Nummer 6 wird folgende neue Nummer 7 eingefügt: 
 
  „7. Eine gemeinnützige Körperschaft ist bereits nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO 

verpflichtet, ihre Mittel ausschließlich zur Förderung gemeinnütziger 
Zwecke einzusetzen. Ein steuerlicher Abzug derartiger Aufwendungen 
als Betriebsausgaben scheidet aus. Nichtabziehbar sind nach § 10 Nr. 1 
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Satzung vorgeschrieben sind. Die Aufwendungen für gemeinnützige 
oder satzungsmäßige Zwecke können auch nicht aufgrund einer 
„Auflage“ als abziehbare Betriebsausgaben behandelt werden (Nicht-
anwendung des BFH-Urteils vom 5.6.2003, I R 76/01, BStBl II 2005 
S. 305).“ 

 
 d) Die bisherigen Nummern 7 bis 11 werden die neuen Nummern 8 bis 12. 
 
 e) Nach der neuen Nummer 12 wird folgende neue Nummer 13 eingefügt: 
 
  „13. Unter Beschäftigungsgesellschaften sind Körperschaften zu verstehen, 

die - gegebenenfalls unter Nutzung arbeitsförderungsrechtlicher 
Instrumente und sonstiger Förderungsmöglichkeiten - die Hilfe für 
früher arbeitslose und von Arbeitslosigkeit bedrohte Menschen ins-
besondere durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, berufliche Quali-
fizierungsmaßnahmen und Umschulungen zum Ziel haben. 

 
   Beschäftigungsgesellschaften können in der Regel nicht als gemein-

nützig behandelt werden, wenn sie Waren herstellen und vertreiben 
oder Leistungen an Dritte erbringen, da sie dann wie andere Unter-
nehmen eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben. Dies ist kein gemein-
nütziger Zweck. Dass durch die wirtschaftliche Tätigkeit Arbeitsplätze 
erhalten oder geschaffen werden, rechtfertigt nicht die Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit. Die Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen ist 
mit jeder wirtschaftlichen Tätigkeit verbunden. 

 
   Eine Beschäftigungsgesellschaft kann aber dann als gemeinnützig 

anerkannt werden, wenn das Schwergewicht ihrer Tätigkeit auf der 
beruflichen Qualifizierung, der Umschulung oder der sozialen 
Betreuung liegt. Werden dabei Waren hergestellt und vertrieben (z.B. 
im Rahmen einer Ausbildung angefertigte Sachen) oder Leistungen 
gegenüber Dritten erbracht, liegt insoweit ein wirtschaftlicher Ge-
schäftsbetrieb (§ 14 Satz 1 und 2 AO) vor. Ist dieser steuerpflichtig, 
darf er weder Satzungszweck noch nach der tatsächlichen Geschäfts-
führung Selbst- oder Hauptzweck der Gesellschaft sein. Ob der wirt-
schaftliche Geschäftsbetrieb steuerpflichtig oder ein steuerbegünstigter 
Zweckbetrieb ist, richtet sich nach den §§ 65 und 68 AO. 

 
   Ein steuerbegünstigter Zweckbetrieb liegt insbesondere vor, wenn die 

Voraussetzungen des § 68 Nr. 3 AO erfüllt sind. Danach sind Werk-
stätten für behinderte Menschen, die nach den Vorschriften des Arbeits-
förderungsgesetzes förderungsfähig sind und Personen Arbeitsplätze 
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Arbeitsmarkt tätig sein können, sowie Einrichtungen für Beschäfti-
gungs- und Arbeitstherapie, die der Eingliederung von Behinderten 
dienen, als Zweckbetriebe zu behandeln.  

 
   Die Voraussetzungen des § 65 AO für die Zweckbetriebseigenschaft 

einer wirtschaftlichen Betätigung sind regelmäßig erfüllt, wenn sich der 
wirtschaftliche Geschäftsbetrieb in einer aus- oder weiterbildenden 
Tätigkeit gegen Teilnehmergebühren erschöpft. Sie sind auch erfüllt, 
soweit als Ausfluss der beruflichen Qualifizierungs- und Umschulungs-
maßnahmen Waren hergestellt und veräußert oder Dienstleistungen 
gegenüber Dritten gegen Entgelt erbracht werden. Dagegen wird ein 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb (§ 64 AO) begründet, 
wenn die Herstellung und Veräußerung von Waren oder die entgelt-
lichen Dienstleistungen den Umfang überschreiten, der zur Erfüllung 
der beruflichen Qualifizierungs- und Umschulungsmaßnahmen not-
wendig ist. 

 
   Bei der gemeinnützigkeitsrechtlichen Behandlung von Körperschaften, 

die ähnliche Zwecke wie die Beschäftigungsgesellschaft fördern, ist 
nach den gleichen Grundsätzen zu verfahren.“ 

 
 f) Die bisherigen Nummern 12 und 13 werden die neuen Nummern 14 und 15. 
 
 g) Nach der neuen Nummer 15 wird folgende neue Nummer 16 eingefügt: 
 
  „16. Die entgeltliche Übernahme von Verwaltungstätigkeiten durch Einsatz-

stellen, Zentralstellen und Träger i.S.d. §§ 6 und 7 Bundesfreiwilligen-
dienstgesetz (BFDG) aufgrund von Verträgen nach § 16 BFDG begrün-
det einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb nach § 64 
AO (teilweise Nichtanwendung des BFH-Urteils vom 23.7.2009, 
V R 93/07, BStBl 2015 II S. 735).“ 

 
 h) Die bisherigen Nummern 14 bis 36 werden die neuen Nummern 17 bis 39. 
 
 i) In der neuen Nummer 18 wird die Angabe „(vgl. Nr. 17 des AEAO zu § 64)“ 

durch die Angabe „(vgl. Nr. 20 des AEAO zu § 64)“ ersetzt. 
 
 j) In der neuen Nummer 20 wird die Angabe „i.S.d. Nr. 16 des AEAO zu § 64“ 

durch die Angabe „i.S.d. Nr. 19 des AEAO zu § 64“ ersetzt. 
 
 k) Die neue Nummer 29 wird wie folgt gefasst: 
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Verwertung von Lumpen, gesammelten Kleidungsstücken, Altpapier, 
Schrott). Zahngold ist kein Altmaterial. Die Regelung gilt nicht für den 
Einzelverkauf gebrauchter Sachen (Gebrauchtwarenhandel). Basare und 
ähnliche Einrichtungen sind deshalb nicht begünstigt (vgl. BFH-Urteil 
vom 11.2.2009, I R 73/08, BStBl II S. 516). Zu Kleiderkammern siehe 
Nr. 9 des AEAO zu § 66.“ 

 
 l) Die neue Nummer 35 wird wie folgt gefasst: 
 
  „35. Das Veranstalten von Trabrennen kann ein steuerpflichtiger wirtschaft-

licher Geschäftsbetrieb nach § 64 AO sein, der mit dem Betrieb eines 
Totalisators einen einheitlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
bildet. Diesem Betrieb sind grundsätzlich sämtliche Einnahmen und 
Ausgaben zuzuordnen, die durch ihn veranlasst sind (BFH-Urteil vom 
22.4.2009, I R 15/07, BStBl 2011 II S. 475). 

 
   Nach § 64 Abs. 6 Nr. 2 AO kann der Gewinn aus dem Totalisator-

betrieb der Pferderennvereine allerdings mit 15 % der Einnahmen 
angesetzt werden. Die maßgeblichen Einnahmen ermitteln sich insoweit 
wie folgt: 

 
    Wetteinnahmen 
 
    abzgl. Rennwettsteuer (Totalisatorsteuer) 
 
    abzgl. Auszahlungen an die Wetter.“ 
 
16. Nach der Nummer 8 des AEAO zu § 66 wird folgende neue Nummer 9 eingefügt: 
 
 „9. Der Einzelverkauf gesammelter Kleidungsstücke in einer Kleiderkammer oder 

einer ähnlichen Einrichtung kann ein Zweckbetrieb i.S.d. § 66 AO sein. Dies 
setzt voraus, dass mindestens zwei Drittel der Leistungen der Einrichtung hilfe-
bedürftigen Personen i.S.d. § 53 AO zugutekommen.“ 

17. Der AEAO zu § 67 wird wie folgt gefasst: 
 
 „AEAO zu § 67 - Krankenhäuser: 
 

 Nach § 2 Nr. 1 Krankenhausfinanzierungsgesetz sind Krankenhäuser Einrichtungen, in 
denen durch ärztliche und pflegerische Hilfeleistung Krankheiten, Leiden oder 
Körperschäden festgestellt, geheilt oder gelindert werden sollen oder Geburtshilfe 
geleistet wird und in denen die zu versorgenden Personen untergebracht und verpflegt 
werden können. Krankenhausleistungen sind Leistungen, die unter Berücksichtigung 
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Krankheit für die medizinisch zweckmäßige und ausreichende Versorgung der 
Patienten notwendig sind. Es handelt sich u.a. um 

 
 -  ärztliche und pflegerische Behandlung oder 
 
 -  Versorgung mit Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, die für die Versorgung im 

 Krankenhaus notwendig sind, oder 
 
 -  Unterkunft und Verpflegung. 
 
 Zu dem Zweckbetrieb Krankenhaus gehören damit alle Einnahmen und Ausgaben, die 

mit den ärztlichen und pflegerischen Leistungen an die Patienten als Benutzer des 
jeweiligen Krankenhauses zusammenhängen (BFH-Urteil vom 6.4.2005, I R 85/04, 
BStBl II S. 545). Darunter fallen auch die an ambulant behandelte Patienten erbrach-
ten Leistungen, soweit diese Bestandteil des Versorgungsauftrages des Krankenhauses 
sind. Gleiches gilt für typischerweise von einem Krankenhaus gegenüber seinen 
Patienten erbrachte Leistungen, soweit das Krankenhaus zur Sicherstellung seines 
Versorgungsauftrages von Gesetzes wegen zu diesen Leistungen befugt ist und der 
Sozialversicherungsträger die insoweit entstehenden Kosten trägt (BFH-Urteile vom 
31.7.2013, I R 82/12, BStBl 2015 II S. 123, und vom 18.10.2017, V R 46/16, BStBl 
2018 II S. 672). Der Versorgungsauftrag eines Krankenhauses (§ 8 Abs. 1 Satz 4 
Krankenhausentgeltgesetz) regelt, welche Leistungen ein Krankenhaus, unabhängig 
von der Art der Krankenversicherungsträger, erbringen darf. Für die gemeinnützig-
keitsrechtliche Beurteilung folgt daraus, dass für Leistungen, die außerhalb des 
Versorgungsauftrages erbracht werden, eine Zuordnung zum Zweckbetrieb 
Krankenhaus ausscheidet. 

 
 Für die Zurechnung der Behandlungsleistungen zum Zweckbetrieb Krankenhaus ist es 

unbeachtlich, wenn die Behandlungen von Patienten des Krankenhauses durch einen 
ermächtigten Arzt als Dienstaufgabe innerhalb einer nichtselbstständigen Tätigkeit 
(Einkünfte nach § 19 EStG) erbracht werden. 

 
 Für die Beurteilung eines Krankenhauses als Zweckbetrieb ist allein § 67 AO maß-

gebend. Es müssen nicht zusätzlich die Voraussetzungen des § 66 AO erfüllt sein.“  
 

18. Der AEAO zu § 67a wird wie folgt geändert: 
 
 a) In der Nummer 8 wird die Angabe „Nrn. 29 bis 36 des AEAO zu § 64“ durch 

die Angabe „Nrn. 32 bis 39 des AEAO zu § 64“ ersetzt. 
 
 b) In der Nummer 17 wird die Angabe „Nr. 15 und 16 des AEAO zu § 64“ durch 

die Angabe „Nr. 18 und 19 des AEAO zu § 64“ ersetzt. 
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19. Der AEAO zu § 68 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Der erste Absatz der Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 
 
  „Der Begriff „Werkstatt für behinderte Menschen“ bestimmt sich nach § 219 

SGB IX. Werkstätten für behinderte Menschen bedürfen der förmlichen Aner-
kennung. Anerkennungsbehörde ist die Bundesagentur für Arbeit, die im Ein-
vernehmen mit dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe über die Anerkennung 
einer Einrichtung als Werkstatt für behinderte Menschen durch Anerkennungs-
bescheid entscheidet (§ 225 SGB IX).“ 

 
 b) Die Nummer 6 wird folgt gefasst: 
 
  „6. Inklusionsbetriebe i.S.d. § 215 SGB IX sind rechtlich und wirtschaftlich 

selbständige Unternehmen oder unternehmensinterne oder von öffent-
lichen Arbeitgebern i.S.d. § 154 Abs. 2 SGB IX geführte Betriebe oder 
Abteilungen zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen, deren 
Teilhabe an einer sonstigen Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt aufgrund von Art oder Schwere der Behinderung oder 
wegen sonstiger Umstände voraussichtlich trotz Ausschöpfens aller 
Fördermöglichkeiten und des Einsatzes von Integrationsfachdiensten 
auf besondere Schwierigkeiten stößt. Inklusionsbetriebe i.S.d. § 215 
SGB IX müssen mindestens 30 % und sollen in der Regel nicht mehr 
als 50 % der genannten Personengruppe beschäftigen, um sozialrecht-
lich als Inklusionsbetrieb anerkannt werden zu können. Für die steuer-
liche Eignung als Zweckbetrieb bedarf es insgesamt einer Beschäfti-
gungsquote von mindestens 40 % der genannten Personengruppen. Auf 
diese Quoten wird auch die Anzahl der psychisch kranken beschäftigten 
Menschen angerechnet, die behindert oder von einer Behinderung 
bedroht sind und deren Teilhabe an einer sonstigen Beschäftigung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt auf Grund von Art und Schwere der 
Behinderung oder wegen sonstiger Umstände auf besondere Schwierig-
keiten stößt. Für Inklusionsbetriebe wird anders als bei Werkstätten für 
behinderte Menschen kein förmliches Anerkennungsverfahren durch-
geführt. Als Nachweis für die Eigenschaft als Inklusionsbetrieb dient in 
der Regel der Bescheid des zuständigen Integrationsamtes über erbrach-
te Leistungen nach § 217 SGB IX (Leistungsbescheid) sowie, im Falle 
einer Beschäftigung psychisch kranker Menschen, der Leistungsbe-
scheid des zuständigen Rehabilitationsträgers. Bei der Ermittlung der 
Beschäftigungsquote von 40 % sind alle schwerbehinderten und 
psychisch kranken Menschen, für die das jeweils zuständige Integra-
tionsamt bzw. der zuständige Rehabilitationsträger auch Leistungen der 
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zu berücksichtigen. Dies ist bei Inklusionsbetrieben bei Beschäftigten 
mit einer wöchentlichen Arbeitszeit ab 12 Stunden möglich. Ein über 
diese Grenze hinausgehend Teilzeitbeschäftigter wird voll angerechnet.  

 
   Für Altfälle bis einschließlich VZ 2018 wird nicht beanstandet, wenn 

die bisherige Fassung der Nr. 6 des AEAO zu § 68 Nr. 3 angewendet 
wird.“ 

 
 c) Die Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 
 
  „7. Zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten für (schwer-)behinderte 

Menschen schaffen Handelsbetriebe, die als wohnortnahe Einzel-
handelsgeschäfte beispielsweise mit einem Lebensmittelvollsortiment 
und entsprechendem Einsatz von Fachpersonal betrieben werden. Mit 
dieser Beschäftigungsform soll behinderten Menschen eine Möglichkeit 
zur Teilhabe am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auch 
außerhalb von Werkstätten für behinderte Menschen geboten werden. 

 
   Handelsbetriebe, die keine Läden oder Verkaufsstellen von Werkstätten 

für behinderte Menschen i.S.d. Nr. 5 des AEAO zu § 68 darstellen, 
können als Inklusionsbetrieb (vgl. Nr. 6 des AEAO zu § 68) oder als 
zusätzlicher Arbeitsbereich, zusätzlicher Betriebsteil oder zusätzliche 
Betriebsstätte einer (anerkannten) Werkstatt für behinderte Menschen 
gegründet werden. Im letzteren Fall muss die Werkstatt für behinderte 
Menschen bei den Anerkennungsbehörden (§ 225 SGB IX) die Erweite-
rung der anerkannten Werkstatt um den zusätzlichen Arbeitsbereich, 
den Betriebsteil oder die zusätzliche Betriebsstätte „Handelsbetrieb“ 
anzeigen und um deren Einbeziehung in die Anerkennung nach § 225 
SGB IX ersuchen. Die Anerkennungsbehörden prüfen, ob die aner-
kannte Werkstatt für behinderte Menschen auch mit einer solchen 
Erweiterung insgesamt noch die Anerkennungsvoraussetzungen als 
Werkstatt für behinderte Menschen nach § 225 SGB IX erfüllt. 

 
   Handelsbetriebe, die von den Sozialbehörden als Inklusionsbetriebe 

gefördert werden, stellen grundsätzlich einen steuerbegünstigten 
Zweckbetrieb nach § 68 Nr. 3 Buchstabe c AO dar, wenn die 
Beschäftigungsquote von 40 % der Personengruppe erreicht ist. 

 
   Die von den Sozialbehörden vorgenommene sozialrechtliche Ein-

ordnung dieser Handelsbetriebe als Teil einer Werkstatt für behinderte 
Menschen (§ 68 Nr. 3 Buchstabe a AO) oder als Inklusionsbetrieb (§ 68 
Nr. 3 Buchstabe c AO) soll von der zuständigen Finanzbehörde regel-
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die abschließende rechtsverbindliche Entscheidung im Einzelfall. Dabei 
kommt den Bescheiden der Sozialbehörden (Anerkennungsbescheid 
nach § 225 SGB IX bzw. Bescheid über erbrachte Leistungen nach 
§ 217 SGB IX) grundsätzlich Tatbestandswirkung zu. Die Bescheide 
stellen aber keine Grundlagenbescheide i.S.d. § 171 Abs. 10 AO dar.“ 

 
 d)  Die bisherige Nummer 15 wird durch folgende neue Nummern 15 bis 20 

ersetzt: 

  „15. An Veranstaltungen belehrender Art i.S.d. § 68 Nr. 8 AO sind keine 
besonderen inhaltlichen Anforderungen zu stellen. Es genügt, dass bei 
den jeweiligen Veranstaltungen überwiegend Vorträge gehalten 
werden, die naturgemäß belehrenden Charakter haben (BFH-Urteil vom 
21.6.2017, V R 34/16, BStBl 2018 II S. 55). 

 
  16. Bei der Anwendung des § 68 Nr. 9 AO bestehen keine Unterschiede 

zwischen Wissenschaftseinrichtungen und Forschungseinrichtungen. 
Die nachfolgenden Erläuterungen zur steuerlichen Behandlung von 
Forschungseinrichtungen gelten deshalb auch für Wissenschafts-
einrichtungen. 

 
  17. § 68 Nr. 9 AO gilt nur für Körperschaften, deren satzungsmäßiger 

Zweck die Förderung von Wissenschaft und Forschung ist. Fördert die 
Körperschaft daneben nach ihrer Satzung auch andere steuerbegünstigte 
Zwecke, ist § 68 Nr. 9 AO nur anzuwenden, wenn die Forschungs-
tätigkeit bei der tatsächlichen Geschäftsführung die Förderung der 
anderen steuerbegünstigten Zwecke überwiegt. 

 
   Die Sonderregelung in § 68 Nr. 9 AO geht der allgemeinen Regelung 

über die Zweckbetriebseigenschaft wirtschaftlicher Betätigungen in 
§ 65 AO vor. Die Zweckbetriebseigenschaft der Forschungstätigkeit 
von Forschungseinrichtungen, auf die § 68 Nr. 9 AO anzuwenden ist, 
richtet sich deshalb ausschließlich nach dieser Vorschrift. Darauf, ob 
die Forschungstätigkeit die Voraussetzungen des § 65 AO erfüllt, 
kommt es nicht an. Dies gilt auch dann, wenn die Forschungseinrich-
tung die Voraussetzungen des § 68 Nr. 9 AO für die Annahme eines 
Zweckbetriebs nicht erfüllt. Die gesamte Forschungstätigkeit ist in 
diesem Fall ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb.  

 
   Die steuerliche Beurteilung der Zweckbetriebseigenschaft von wirt-

schaftlichen Geschäftsbetrieben, die nicht unmittelbar der Forschung 
dienen, richtet sich nach den §§ 65 bis 68 Nrn. 1 bis 8 AO. Danach ist 
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Zwecke Dritter gegen Entgelt ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb. Zweckbetriebe kommen insbesondere bei der Förde-
rung anderer steuerbegünstigter Zwecke in Betracht (z.B. Unterhaltung 
eines Museums durch den Träger einer Forschungseinrichtung - § 68 
Nr. 7 AO). 

 
   Betreibt eine steuerbegünstigte Körperschaft, auf die § 68 Nr. 9 AO 

nicht anzuwenden ist, auch Forschung, ist die Zweckbetriebseigenschaft 
der Forschungstätigkeit nach § 65 AO zu beurteilen. Hierbei sind die 
Grundsätze des BFH-Urteils vom 30.11.1995, V R 29/91, BStBl 1997 
II S. 189, zu beachten. Danach ist die Auftragsforschung ein steuer-
pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. Falls sich die Auftrags-
forschung nicht von der Grundlagen- oder Eigenforschung abgrenzen 
lässt, liegt insgesamt ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäfts-
betrieb vor. 

 
   Eine Körperschaft ist nicht selbstlos tätig und kann deshalb nicht als 

gemeinnützig behandelt werden, wenn sie in erster Linie nicht steuer-
begünstigte, sondern eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt (§ 55 Abs. 1 
Satz 1 AO). Zweckbetriebe sind bei dieser Abgrenzung dem ideellen 
steuerbegünstigten Bereich zuzuordnen. Wenn eine Forschungseinrich-
tung nach § 68 Nr. 9 AO ein Zweckbetrieb ist, besteht deshalb die un-
widerlegbare Vermutung, dass das Schwergewicht ihrer Tätigkeit im 
steuerbegünstigten Bereich liegt. Bei einer Forschungseinrichtung, auf 
die § 68 Nr. 9 AO anzuwenden ist, deren Träger die Finanzierungs-
voraussetzungen der Vorschrift jedoch nicht erfüllt, kann nicht zwin-
gend davon ausgegangen werden, dass sie in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke verfolgt. Nach den Grundsätzen des BFH-Urteils 
vom 4.4.2007, I R 76/05, BStBl II S. 631, ist unter Berücksichtigung 
der gesamten Umstände des Einzelfalls zu prüfen, ob sich die Auftrags-
forschung von der steuerbegünstigten Tätigkeit trennen lässt. Ist in 
diesem Fall die Auftragsforschung von untergeordneter Bedeutung, 
kann der Träger der Einrichtung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG gleichwohl 
steuerbefreit sein und die Auftragsforschung lediglich einen steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 64 AO) darstellen. Die 
Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG geht nur dann verloren, 
wenn die Auftragsforschung als eigenständiger Zweck neben die Eigen-
forschung (Grundlagenforschung) tritt und somit gegen das Gebot der 
Ausschließlichkeit des § 56 AO verstoßen wird. 

 
  18.  Unter „Träger“ einer Forschungseinrichtung ist die Körperschaft (z.B. 

Verein, GmbH) zu verstehen, die die Einrichtung betreibt. Wie sich die 
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Bedeutung. 
 
  19.  Die überwiegende Finanzierung des Trägers ergibt sich aus der Gegen-

überstellung der Zuwendungen an den Träger von dritter Seite zuzüg-
lich der Einnahmen aus der Vermögensverwaltung einerseits und der 
übrigen Einnahmen des Trägers andererseits. Zuwendungen von dritter 
Seite sind nur unentgeltliche Leistungen. Dazu gehören z.B. die 
Projektförderung von Bund, Ländern und der Europäischen Union, 
Spenden und echte Mitgliedsbeiträge. 

 
   Fördert die Körperschaft auch andere steuerbegünstigte Zwecke als die 

Wissenschaft und Forschung und geschieht dies durch einen Zweck-
betrieb, sind die Einnahmen und Überschüsse aus diesem Zweckbetrieb 
bei der Beurteilung der Frage, aus welchen Mitteln sich der Träger der 
Forschungseinrichtung überwiegend finanziert, nicht zu berücksich-
tigen. Die Einnahmen und Überschüsse anderer Zweckbetriebe sind 
also weder als Zuwendungen noch als andere (schädliche) Mittel-
zuflüsse zu erfassen. 

 
   In welchem Jahr die Einnahmen anzusetzen sind, bestimmt sich nach 

den Grundsätzen der steuerlichen Einkünfteermittlung. Bei Körper-
schaften, die den Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich (§ 4 
Abs. 1 oder § 5 EStG) ermitteln, sind Forderungszugänge bereits als 
Einnahmen zu erfassen. Bei anderen Körperschaften sind die im 
Kalenderjahr zugeflossenen Einnahmen maßgeblich (§ 11 EStG). 

 
   Der Beurteilung, ob der Träger einer Forschungseinrichtung sich über-

wiegend aus Zuwendungen und der Vermögensverwaltung finanziert, 
ist grundsätzlich ein Dreijahreszeitraum zugrunde zu legen. Dieser 
umfasst den zu beurteilenden und die beiden vorangegangenen Veran-
lagungszeiträume. 

 
   Beispiel 
 

Jahr Zuwendungen und 
Vermögensverwaltung 

Andere  
Finanzierung 

Gesamt-
finanzierung 

 € € € 

01 1.000 1.100 2.100 

02 1.400 1.000 2.400 
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Zusammen 3.600 3.400 7.000 

 
   Im Jahr 03 (zu beurteilender Veranlagungszeitraum) liegt ein Zweck-

betrieb vor, weil sich der Träger der Forschungseinrichtung im maß-
geblichen Beurteilungszeitraum (Jahre 01 bis 03) überwiegend aus 
Zuwendungen und der Vermögensverwaltung finanziert hat. Für die 
Beurteilung der Zweckbetriebseigenschaft im Jahr 04 ist die Finan-
zierung des Trägers der Forschungseinrichtung in den Jahren 02 bis 04 
zugrunde zu legen. 

 
  20.  Die Anfertigung von Prototypen und die Nullserie gehören noch zur 

Forschungstätigkeit. 
 
   Bei Routinemessungen, dem Routineeinsatz eines Ergebnisses und der 

Fertigung marktfähiger Produkte ist grundsätzlich anzunehmen, dass 
sich die Tätigkeit auf die Anwendung gesicherter wissenschaftlicher 
Erkenntnisse beschränkt. Dies ist eine Vermutung, die im Einzelfall von 
der Forschungseinrichtung widerlegt werden kann. 

 
   Bei der Anfertigung von Gutachten kommt es bei der Zuordnung auf 

Thema und Inhalt an. Gutachten, in denen lediglich gesicherte wissen-
schaftliche Erkenntnisse verwertet werden, gehören nicht zur For-
schungstätigkeit. 

 
   „Projektträgerschaften“ sind von der „Projektförderung“ zu unter-

scheiden. 
 
   „Projektförderung“ ist die Vergabe von Zuwendungen für bestimmte, 

einzeln abgrenzbare Forschungs- und Entwicklungsvorhaben an 
Forschungseinrichtungen, z.B. durch Bund, Länder und Europäische 
Union. Bei der Forschungseinrichtung liegen hierbei Zuwendungen 
i.S.d. § 68 Nr. 9 Satz 1 AO vor. 

 
   „Projektträgerschaft“ ist die fachliche und verwaltungsmäßige Be-

treuung und Abwicklung der Projektförderung durch Forschungs-
einrichtungen (Projektträger) im Auftrag des Bundes oder eines Landes. 
Zu den Aufgaben der Projektträger gehören u.a. die Prüfung und Beur-
teilung der Förderanträge der Forschungseinrichtungen, die eine 
Projektförderung beantragen, mit Entscheidungsvorschlag, Verwaltung 
der vom Zuwendungsgeber bereitgestellten Mittel, Kontrolle der Ab-
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fentlichung der Arbeitsergebnisse. Die Projektträger erhalten vom 
Zuwendungsgeber ein Entgelt in Höhe der bei ihnen entstandenen 
Selbstkosten. Projektträgerschaften sind steuerpflichtige wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe. Bei der Beurteilung, wie sich die Forschungseinrich-
tung überwiegend finanziert, gehören die Einnahmen aus Projektträger-
schaften zu den Einnahmen, die den Zuwendungen und den Einnahmen 
aus der Vermögensverwaltung gegenüber zu stellen sind. 

 
   Eine Tätigkeit ohne Forschungsbezug ist z.B. der Betrieb einer 

Kantine.“ 
 
20. Die Nummer 3.4.3 des AEAO zu § 89 wird wie folgt gefasst: 
 
 „3.4.3 Der Antragsteller muss sein eigenes steuerliches Interesse darlegen (§ 1 Abs. 1 

Nr. 3 StAuskV). Außer in den Fällen des § 1 Abs. 4 StAuskV ist ein Aus-
kunftsantrag mit Wirkung für Dritte nicht zulässig. Denn eine dritte Person hat 
kein eigenes berechtigtes Interesse an einer Auskunftserteilung hinsichtlich der 
Besteuerung eines anderen, bereits existierenden Steuerpflichtigen.“ 

 
21. Der AEAO zu § 93 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Der dritte und vierte Absatz der Nummer 2.2.7 wird wie folgt gefasst: 
 

  „Da im Vollstreckungsverfahren eine Gefährdung der Ermittlungszwecke zu 
befürchten ist, wenn der säumige Steuerschuldner vor einem Kontenabruf 
individuell informiert würde, muss eine Information des Betroffenen vor 
Durchführung eines Kontenabrufs nach § 93 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 AO unter-
bleiben (vgl. § 93 Abs. 9 Satz 3 AO). Es reicht aus, dass säumige Steuer-
schuldner in der Zahlungserinnerung auf die Möglichkeiten der Zwangsvoll-
streckung (einschließlich der Möglichkeit eines Kontenabrufs) hingewiesen 
werden (§ 93 Abs. 9 Satz 1 zweiter Halbsatz AO). 

 
  Bei der Ermittlung unbekannter Steuerfälle nach § 208 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO 

kann sich durch eine vorherige Information eines möglicherweise Betroffenen 
ebenfalls eine Gefährdung der Ermittlungen ergeben. In diesem Fall muss eine 
Information des Verfügungsberechtigten oder wirtschaftlich Berechtigten vor 
Durchführung eines Kontenabrufs gem. § 93 Abs. 9 Satz 3 AO unterbleiben.“ 

 b) Der zweite Absatz der Nummer 2.7 wird wie folgt gefasst: 

  „Würde durch eine vorhergehende Information des Beteiligten der Ermitt-
lungszweck gefährdet (§ 93 Abs. 9 Satz 3 AO) oder ergibt sich aus den Um-
ständen des Einzelfalles, dass eine Aufklärung durch den Beteiligten selbst 


